
EMPFEHLUNGEN 

KOMMISSION 

EMPFEHLUNG DER KOMMISSION 

vom 29. Juni 2009 

zur Optimierung der Funktionsweise des Binnenmarktes 

(Text von Bedeutung für den EWR) 

(2009/524/EG) 

DIE KOMMISSION DER EUROPÄISCHEN GEMEINSCHAFTEN — 

gestützt auf den Vertrag zur Gründung der Europäischen Ge­
meinschaft, insbesondere auf Artikel 211, 

in Erwägung nachstehender Gründe: 

(1) Ein gut funktionierender Binnenmarkt ist von zentraler 
Bedeutung für die Steigerung von Beschäftigung und 
Wachstum wie auch für die Förderung wirtschaftlicher 
Stabilität. Je effektiver der Binnenmarkt ist, desto mehr 
wird er zur Verbesserung des Unternehmensumfelds bei­
tragen und damit den Unternehmen Anreize für Investi­
tionen und für die Schaffung von Arbeitsplätzen bieten 
und desto mehr wird er das Verbrauchervertrauen stärken 
und die Nachfrage beleben. Ein gut funktionierender Bin­
nenmarkt ist somit in Zeiten einer wirtschaftlichen Re­
zession ein entscheidender Faktor für eine rasche Erho­
lung der europäischen Wirtschaft. 

(2) Wesentlich für einen gut funktionierenden Binnenmarkt 
sind die ordnungsgemäße Umsetzung, Anwendung, 
Durchsetzung und Überwachung der das Funktionieren 
des Binnenmarktes betreffenden gemeinschaftlichen 
Rechtsvorschriften (im Folgenden „Binnenmarktvorschrif­
ten“) sowie deren ausreichende Harmonisierung. 

(3) Bei den im Vorfeld der Kommissionsmitteilung „Ein Bin­
nenmarkt für das Europa des 21. Jahrhunderts“ (im Fol­
genden „Binnenmarktüberprüfung“) ( 1 ) durchgeführten 
Konsultationen und Analysen wurde eine Reihe von De­
fiziten aufgedeckt, die deutlich machen, dass der Binnen­
markt noch nicht so gut funktioniert, wie er sollte. In 
vielen Bereichen und Sektoren sind noch weitere Arbei­
ten vonnöten. Bürger und Unternehmen können die viel­
fältigen Chancen, die der Binnenmarkt bietet, häufig gar 
nicht nutzen. Seinen Grund hat dies darin, dass die ein­
schlägigen Vorschriften nicht ordnungsgemäß angewandt 
und durchgesetzt werden. 

(4) Im Rahmen der Binnenmarktüberprüfung hat die Kom­
mission daher ein Bündel konkreter Maßnahmen vor­

geschlagen, die gewährleisten sollen, dass die wirtschaft­
lichen Vorteile des Binnenmarktes ( 2 ) Bürgern und Unter­
nehmen weiterhin zugute kommen. 

(5) Die von den Mitgliedstaaten und die von der Kommis­
sion getroffenen Maßnahmen sollten einander ergänzen. 
Ein koordiniertes und kooperatives Vorgehen — auf der 
Grundlage einer Partnerschaft zwischen Kommission und 
Mitgliedstaaten — mit dem gemeinsamen Ziel, für eine 
bessere Umsetzung, Anwendung und Durchsetzung der 
Binnenmarktvorschriften zu sorgen, ist für das reibungs­
lose Funktionieren des Binnenmarktes unverzichtbar. Der 
dieser Empfehlung zugrunde liegende partnerschaftliche 
Ansatz geht über die bereits in verschiedenen Bereichen 
der Binnenmarktpolitik bestehende Kooperation hinaus. 
Er erfordert eine engere und dauerhafte Zusammenarbeit 
innerhalb der Mitgliedstaaten, zwischen den Mitgliedstaa­
ten und mit der Kommission in allen binnenmarktrele­
vanten Bereichen. Das bedeutet auch, dass die Mitglied­
staaten gemeinsam in der Verantwortung stehen und so­
mit eine aktivere Rolle in der Gestaltung des Binnen­
marktes übernehmen müssen. 

(6) Im Rahmen der Binnenmarktüberprüfung, insbesondere 
in den anschließenden Gesprächen mit den Mitgliedstaa­
ten, wurden einige Bereiche ermittelt, die für einen gut 
funktionierenden Binnenmarkt von grundlegender Bedeu­
tung sind: Abstimmung in Binnenmarktfragen; Verbes­
serung der Zusammenarbeit innerhalb der Mitgliedstaaten 
und zwischen den Mitgliedstaaten sowie mit der Kom­
mission; Verbesserung der Umsetzung der Binnenmarkt­
vorschriften; Überwachung von Märkten und Sektoren 
zur Feststellung eines etwaigen Marktversagens; Verbes­
serung der Anwendung der Binnenmarktvorschriften; 
Verbesserung der Durchsetzung der Binnenmarktvor­
schriften und Stärkung der Problemlösungsmechanismen; 
Förderung einer regelmäßigen Bewertung der nationalen 
Rechtsvorschriften; Aufklärung der Bürger und der Un­
ternehmen über ihre Rechte im Binnenmarkt.
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( 1 ) KOM(2007) 724 endg. vom 20.11.2007. 

( 2 ) Im Zeitraum 1992—2006 hat sich das BIP der Gemeinschaft um 
2,15 % erhöht; gleichzeitig wurden 2,75 Mio. zusätzliche Arbeits­
plätze geschaffen; der innergemeinschaftliche Handel hat zwischen 
1995 und 2005 um 30 % zugenommen (SEK(2007) 1521 vom 
20.11.2007).



(7) Diese Empfehlung knüpft eng an Lösungen an, die in 
einigen Mitgliedstaaten bereits eingeführt wurden und 
sich dort in der Praxis bewährt haben. Die Entscheidung, 
wie die Empfehlung am besten umzusetzen ist, sollte den 
Mitgliedstaaten überlassen bleiben. Dabei ist zu über­
legen, welche Maßnahmen im Kontext des jeweiligen Mit­
gliedstaats am besten greifen, da Verfahren und Praktiken, 
die in einem Mitgliedstaat wirksam sind, dies nicht unbe­
dingt auch in einem anderen Mitgliedstaat sind. 

(8) Einschlägige Forschungsarbeiten zeigen, dass die Mitglied­
staaten die interne Abstimmung in Binnenmarktfragen 
verbessern müssen, denn derzeit sind die Zuständigkeiten 
zwischen verschiedenen nationalen Behörden auf­
geteilt ( 1 ). Da in die Anwendung der Binnenmarktvor­
schriften eine Vielzahl nationaler, regionaler und lokaler 
Behörden in den einzelnen Mitgliedstaaten involviert sein 
kann, sollte für eine effizientere Zusammenarbeit zwi­
schen den betreffenden Stellen gesorgt werden. Daher 
sollten die Mitgliedstaaten innerhalb ihrer nationalen Ver­
waltung eine Instanz für die Binnenmarktkoordinierung 
schaffen und konsolidieren, die in Abhängigkeit von den 
jeweiligen nationalen Verwaltungsstrukturen und -tradi­
tionen unterschiedlich ausgestaltet sein kann. Die Stellen, 
denen diese Funktion übertragen wird, sollten die Ge­
samtverantwortung für Planung, Überwachung und Be­
wertung der Umsetzung dieser Empfehlung übernehmen. 

(9) Eine enge grenzüberschreitende Zusammenarbeit zwi­
schen den für Binnenmarktfragen zuständigen Behörden 
der Mitgliedstaaten ermöglicht es, gegenseitiges Vertrauen 
aufzubauen, und ist für eine korrekte Anwendung der 
Binnenmarktvorschriften unabdingbar. Die Mitgliedstaa­
ten sollten die erforderlichen Maßnahmen treffen, um 
sicherzustellen, dass die von der Kommission eingerich­
teten grenzüberschreitenden Netzwerke und elektro­
nischen Informationssysteme (z. B. das Binnenmarkt­
informationssystem (IMI), RAPEX ( 2 ), RASFF ( 3 ) und das 
Netzwerk für die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz) 
funktionsfähig sind, und sollten die zu diesem Zweck 
nötigen Vorkehrungen — einschließlich Zuweisung der 
erforderlichen Ressourcen — treffen. 

(10) Laut Binnenmarktanzeiger besteht nach wie vor dahin­
gehend Handlungsbedarf, dass es für eine raschere und 
bessere Umsetzung der Binnenmarktrichtlinien zu sorgen 
gilt. Der Empfehlung der Kommission vom 12. Juli 2004 
zur Umsetzung binnenmarktrelevanter Richtlinien in in­
nerstaatliches Recht ( 4 ) (im Folgenden „Kommissionsemp­
fehlung von 2004“) wird zwar weitgehend nachgekom­
men, so dass sich die Umsetzungsquote signifikant er­
höht hat, doch müssen Teile der Empfehlung noch wirk­
samer angewandt werden. Die Kommissionsempfehlung 
von 2004 kann den für die Umsetzung zuständigen Ver­
waltungen der Mitgliedstaaten weiterhin als Orientie­
rungsgrundlage dienen. Die vorliegende Empfehlung 
macht deutlich, dass die seinerzeit empfohlenen Maßnah­
men nach wie vor notwendig sind, und formuliert diese 
weiter aus. Darüber hinaus stützt sich die Empfehlung auf 
die Mitteilung der Kommission „Ein Europa der Ergeb­

nisse — Anwendung des Gemeinschaftsrechts“ ( 5 ) sowie 
auf die Kommissionsmitteilung „Überprüfung des Lamfa­
lussy-Prozesses — Ausbau der aufsichtlichen Konver­
genz“ ( 6 ). 

(11) Es ist eine Marktüberwachung erforderlich, damit diejeni­
gen Sektoren, in denen der Markt nicht zur Zufriedenheit 
der Verbraucher und Unternehmen funktioniert, ermittelt 
werden und die binnenmarktpolitischen Maßnahmen auf 
diese Bereiche ausgerichtet werden können. Die Markt­
überwachung (z. B. durch das Verbrauchermarktbarome­
ter) sollte deshalb zu einem integralen Bestandteil der 
Planung und Überwachung der Binnenmarktpolitik wer­
den. Die Zusammenarbeit zwischen der Kommission und 
den Behörden der Mitgliedstaaten bei Marktüberwachung 
und Datenerhebungen werden einer höheren Qualität der 
auf nationaler und auf Gemeinschaftsebene verfügbaren 
Daten und Analysen sowie einer Konsensbildung in Bin­
nenmarktfragen förderlich sein. Die Mitgliedstaaten sind 
aufgefordert, sich an den von der Kommission durch­
geführten Marktüberwachungsaktivitäten zu beteiligen 
und auf nationaler Ebene ähnliche Maßnahmen in die 
Wege zu leiten, die auf die spezifischen nationalen Be­
dürfnisse abstellen. 

(12) In verschiedenen nationalen Studien wurde herausgestellt, 
wie wichtig Schulungsmaßnahmen sind, um die auf na­
tionaler, regionaler und lokaler Ebene zuständigen Beam­
ten — einschließlich Richtern — in der korrekten Um­
setzung, Anwendung und Durchsetzung der Binnen­
marktvorschriften zu unterstützen. Dabei gilt es sicher­
zustellen, dass die betreffenden Vorschriften — wie auch 
generell die Auswirkungen auf die externe Wettbewerbs­
fähigkeit der Gemeinschaft — bei der Ausarbeitung na­
tionaler Rechtsvorschriften stets berücksichtigt werden. 
Die Bedeutung von Aus- und Fortbildung wurde auch 
in einer unlängst vom Europäischen Parlament durch­
geführten Untersuchung und der entsprechenden Ent­
schließung des Parlaments zur Rolle des einzelstaatlichen 
Richters im europäischen Rechtsgefüge bekräftigt sowie 
in der Entschließung des Parlaments aus dem Jahr 2005 
zur Wettbewerbspolitik ( 7 ) und in einer kürzlich ange­
nommenen Entschließung des Rates ( 8 ). Die zuständigen 
Beamten sollten eine Unterweisung in Fragen des Ge­
meinschaftsrechts im Allgemeinen und der Binnenmarkt­
vorschriften im Besonderen erhalten. 

(13) Eine effektive Durchsetzung der Binnenmarktvorschriften 
und geeignete Maßnahmen zur Lösung der sich für Bür­
ger und Unternehmen stellenden Probleme sind von ent­
scheidender Bedeutung, damit Bürger und Unternehmen 
die ihnen durch den Vertrag garantierten Freiheiten auch 
in Anspruch nehmen können. Aufbauend auf der im 
Bereich Problemlösung bereits praktizierten Zusammen­
arbeit, insbesondere im Rahmen von SOLVIT ( 9 ), sollten
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( 1 ) Arbeitsdokument der Kommissionsdienststellen: „Instruments for a 
modernised single market policy“ (SEK(2007) 1518 vom 
20.11.2007). 

( 2 ) Schnellwarnsystem für gefährliche Non-Food-Produkte. 
( 3 ) Schnellwarnsystem für Lebensmittel und Futtermittel. 
( 4 ) ABl. L 98 vom 16.4.2005, S. 47. 

( 5 ) KOM(2007) 502 endg. vom 5.9.2007. 
( 6 ) KOM(2007) 727 endg. vom 20.11.2007. 
( 7 ) Entschließung des Europäischen Parlaments zur Rolle des einzelstaat­

lichen Richters im europäischen Rechtsgefüge (INI/2007/2027 vom 
9.7.2008); Entschließung des Europäischen Parlaments zu dem Be­
richt der Kommission über die Wettbewerbspolitik 2004 
(INI/2005/2209 vom 20.3.2006). 

( 8 ) Entschließung des Rates und der im Rat vereinigten Vertreter der 
Regierungen der Mitgliedstaaten vom 28. Oktober 2008 (14757/08). 

( 9 ) Mitteilung der Kommission: „Eine wirksame Problemlösung im Bin­
nenmarkt („SOLVIT“)“ (KOM(2001) 702 endg. vom 27.11.2001).



die Mitgliedstaaten mit Unterstützung der Kommission 
die Kapazität der Problemlösungsmechanismen ausbauen, 
sei es bei den nationalen Gerichten, sei es durch außerge­
richtliche Verfahren, um eine wirksame Rechtsdurchset­
zung zu gewährleisten. Wichtig ist, dass den Umständen 
nachgegangen wird, die zu den jeweiligen Problemen ge­
führt haben. 

(14) Es ist eine kontinuierliche Überwachung und Bewertung 
der nationalen Rechtsvorschriften erforderlich, die es er­
möglicht, die effektive Anwendung der Binnenmarktvor­
schriften in der Praxis zu überprüfen und zu ermitteln, 
welche Bestimmungen Bürger und Unternehmen davon 
abhalten könnten, die aus den betreffenden Vorschriften 
erwachsenden Möglichkeiten in vollem Umfang zu nut­
zen. Entsprechende Arbeiten sollten in allen Mitgliedstaa­
ten systematischer durchgeführt werden. 

(15) Neuere Eurobarometer-Umfragen ( 1 ) wie auch an die In­
formations- und Problemlösungsdienste der Kommission 
gerichtete Anfragen zeigen, dass es erforderlich ist, Bürger 
und Unternehmen besser über ihre Rechte im Binnen­
markt aufzuklären, damit sie diese auch in der Praxis 
wahrnehmen können. Darüber hinaus sollte es Bürgern 
und Unternehmen ermöglicht werden, Hilfe bei der Aus­
übung dieser Rechte in Anspruch zu nehmen. Zu diesem 
Zweck sollten die Mitgliedstaaten mit Unterstützung der 
Kommission und gegebenenfalls in Zusammenarbeit mit 
den Stakeholdern dafür sorgen, dass praktische Informa­
tionen und Beratungsangebote bereitgestellt werden zu 
Themen, die für Bürger und Unternehmen von Interesse 
sind, die in einem anderen Mitgliedstaat leben, studieren, 
arbeiten, ein Unternehmen gründen oder Waren oder 
Dienstleistungen anbieten wollen. 

(16) Im Anhang dieser Empfehlung sind Maßnahmen auf­
geführt, die die Mitgliedstaaten zur Umsetzung der Emp­
fehlung treffen könnten. Darüber hinaus enthält der An­
hang eine Liste von in einigen Mitgliedstaaten bereits 
eingeführten Praktiken, an die die Maßnahmenempfeh­
lungen anknüpfen. Es ist davon auszugehen, dass die 
empfohlenen Maßnahmen, auch wenn sie zum Teil zu­
nächst Kosten verursachen können, letztlich Einsparun­
gen bewirken werden, beispielsweise durch die Straffung 
nationaler Verwaltungsverfahren, und langfristig zu ei­
nem besseren Funktionieren des Binnenmarktes beitragen 
und damit Verbrauchern wie Unternehmen zum Nutzen 
gereichen dürften. 

(17) Die Fortschritte in der Umsetzung dieser Empfehlung 
sollten in enger Zusammenarbeit zwischen Kommission 
und Mitgliedstaaten überwacht werden, unter anderem 
im Rahmen der im Beratenden Ausschuss für den Bin­
nenmarkt (IMAC) auf der Grundlage von Benchmarks 
und Indikatoren geführten Erörterungen. Damit die Kom­
mission vier Jahre nach Veröffentlichung dieser Empfeh­
lung im Amtsblatt der Europäischen Union deren Auswir­
kungen bewerten kann, sollten die Mitgliedstaaten der 
Kommission drei Jahre nach Veröffentlichung der Emp­
fehlung im Amtsblatt der Europäischen Union Berichte über 

die zur Umsetzung der Empfehlung getroffenen Maßnah­
men vorlegen — 

EMPFIEHLT DEN MITGLIEDSTAATEN: 

1. eine Instanz für die Binnenmarktkoordinierung zu schaffen 
und zu konsolidieren, die eine effiziente Abstimmung inner­
halb der für Binnenmarktfragen zuständigen Stellen auf na­
tionaler, regionaler und lokaler Ebene wie auch zwischen 
diesen Stellen fördert und innerhalb der Verwaltung als An­
laufstelle für Binnenmarktfragen fungiert; 

2. durch eine ausreichende Ressourcenallokation eine aktive 
Zusammenarbeit zwischen den für Binnenmarktfragen zu­
ständigen Verwaltungsbehörden in den einzelnen Mitglied­
staaten wie auch mit der Kommission zu fördern; 

3. alle für eine bessere Umsetzung binnenmarktrelevanter 
Richtlinien erforderlichen Maßnahmen zu treffen; 

4. die Arbeiten der Kommission in den Bereichen Marktüber­
wachung und Erhebung einschlägiger Daten zu unterstützen, 
indem sie einen aktiven Beitrag zu den entsprechenden Ar­
beiten auf Gemeinschaftsebene leisten und gegebenenfalls 
ähnliche Aktivitäten auf nationaler Ebene ins Auge fassen; 

5. dafür zu sorgen, dass nationale Behörden und Beamte über 
eine ausreichende Kenntnis des Gemeinschaftsrechts im All­
gemeinen und der Binnenmarktvorschriften im Besonderen 
verfügen, um die Binnenmarktvorschriften effizient anwen­
den und ihnen — soweit relevant — bei der Ausarbeitung 
und Einführung neuer nationaler Rechtsvorschriften Rech­
nung tragen zu können; 

6. eine zeitnahe und effiziente Lösung der Probleme, mit denen 
sich Bürger und Unternehmen bei der Ausübung ihrer Bin­
nenmarktrechte konfrontiert sehen, zu ermöglichen und zu 
fördern, indem sie allgemein Maßnahmen zur besseren 
Durchsetzung der Binnenmarktvorschriften treffen und ins­
besondere dafür sorgen, dass die Justizangehörigen über eine 
ausreichende Kenntnis des Gemeinschaftsrechts einschließlich 
Binnenmarktvorschriften verfügen, und indem sie Problem­
lösungsmechanismen in geeigneter Weise unterstützen; 

7. die nationalen Rechtsvorschriften regelmäßig einer Bewer­
tung zu unterziehen, um zu gewährleisten, dass den Binnen­
marktvorschriften in vollem Umfang nachgekommen wird, 
und dabei zu prüfen, inwieweit die in den geltenden Binnen­
marktvorschriften vorgesehenen Ausnahmen und abweichen­
den Regelungen in Anspruch genommen werden; 

8. Unternehmen und Bürger besser mit praktischen Informatio­
nen über Binnenmarktfragen zu versorgen; 

9. die im Anhang genannten Maßnahmen und Praktiken zu 
prüfen und — unter Berücksichtigung der jeweiligen natio­
nalen institutionellen Traditionen — diejenigen Praktiken 
einzuführen, die eine Optimierung der Funktionsweise des 
Binnenmarktes bewirken werden oder erwarten lassen und 
die sich am besten zur Umsetzung dieser Empfehlung eig­
nen;
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( 1 ) http://ec.europa.eu/internal_market/strategy/index_de.htm#061204
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10. in Zusammenarbeit mit der Kommission und anderen Mitgliedstaaten die Umsetzung dieser Empfeh­
lung zu überwachen, die Kommission regelmäßig über die zur Umsetzung der Empfehlung getroffenen 
Maßnahmen zu unterrichten und der Kommission drei Jahre nach Veröffentlichung dieser Empfehlung 
im Amtsblatt der Europäischen Union einen Abschlussbericht vorzulegen. 

Brüssel, den 29. Juni 2009 

Für die Kommission 

Charlie McCREEVY 
Mitglied der Kommission
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ANHANG 

Maßnahmen und Praktiken zur Optimierung der Funktionsweise des Binnenmarktes 

1. MASSNAHMEN ZUR GEWÄHRLEISTUNG EINER BESSEREN ABSTIMMUNG IN BINNENMARKTFRAGEN 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) einer neu einzurichtenden oder bereits bestehenden Stelle innerhalb der nationalen Verwaltung die Zuständigkeit 
für die Abstimmung in Binnenmarktfragen zu übertragen; 

b) die Abstimmung zwischen Ministerien und Regierungsstellen in Binnenmarktfragen sicherzustellen; 

c) die Abstimmung zwischen Ministerien und Regierungsstellen einerseits und regionalen und lokalen Gebietskör­
perschaften andererseits sowie zwischen den regionalen Gebietskörperschaften untereinander und zwischen den 
lokalen Gebietskörperschaften untereinander sicherzustellen; 

d) dafür zu sorgen, dass die zuständigen Ministerien, Regierungsstellen und anderen Institutionen den Binnenmarkt­
vorschriften Rechnung tragen; 

e) in Betracht zu ziehen, unter Berücksichtigung der nationalen Verwaltungsstruktur die Zuständigkeiten für ver­
schiedene binnenmarktbezogene Aktivitäten unter dem Dach einer einzigen Behörde zusammenzuführen; 

f) die Umsetzung dieser Empfehlung zu planen, zu überwachen und zu bewerten. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Zuständigkeit für die Abstim­
mung in Binnenmarktfragen 

— Einige Regierungsstellen nehmen bereits Funktionen wahr, die denen einer Bin­
nenmarktkoordinierungsinstanz nahe kommen. Sie arbeiten in Binnenmarktfra­
gen eng mit anderen Behörden zusammen, gewährleisten die Vereinbarkeit des 
nationalen Rechts mit den Binnenmarktvorschriften und sind für verschiedene 
Binnenmarktaktivitäten verantwortlich. 

Interministerielle Zusammen­
arbeit 

— Im Rahmen interministerieller Arbeitsgruppen zu binnenmarktbezogenen Fragen 
kommen Vertreter der zuständigen Behörden zusammen. 

Vertikale Abstimmung — Es bestehen spezielle Netzwerke, z. B. in den Bereichen öffentliches Auftrags­
wesen oder Marktüberwachung, die regionale und lokale Behörden miteinander 
verbinden. Diese Netzwerke verfügen über gemeinsame Datenbanken oder Web­
sites. 

— In die Arbeiten interministerieller Gruppen werden auch Vertreter der regionalen 
und lokalen Ebene einbezogen, soweit es um sie betreffende Belange geht. 

Politische Außenwirkung — Es finden regelmäßig politische Diskussionen über Binnenmarktfragen statt, z. B. 
in Unterausschüssen der nationalen Regierung. 

— Das nationale Parlament wirkt aktiv an der Analyse von Binnenmarktfragen mit, 
z. B. durch Ausarbeitung von Berichten oder Durchführung einschlägiger Unter­
suchungen. 

Gewährleistung der Rechts­
konformität 

— Eine Regierungsstelle gewährleistet die Vereinbarkeit der nationalen Rechtsvor­
schriften mit den Binnenmarktvorschriften, unter anderem durch Prüfung na­
tionaler Gesetzesvorhaben. 

Zusammenführung der Bin­
nenmarktaktivitäten 

— Bestimmte Regierungsstellen sind für verschiedene binnenmarktbezogene Akti­
vitäten zuständig, wie etwa SOLVIT, IMI, die Mitteilungen gemäß der Richtlinie 
98/34/EG des Europäischen Parlaments und des Rates ( 1 ) und der Verordnung 
(EG) Nr. 2679/98 des Rates ( 2 ) oder die Koordinierung der Einrichtung zentraler 
Anlaufstellen im Rahmen des Binnenmarktpakets für Waren („Goods Package“). 

( 1 ) Richtlinie vom 22. Juni 1998 über ein Informationsverfahren auf dem Gebiet der Normen und technischen Vorschriften (ABl. 
L 204 vom 21.7.1998, S. 37). 

( 2 ) Verordnung vom 7. Dezember 1998 über das Funktionieren des Binnenmarktes im Zusammenhang mit dem freien Warenverkehr 
zwischen den Mitgliedstaaten (ABl. L 337 vom 12.12.1998, S. 8). 

2. MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER ZUSAMMENARBEIT ZWISCHEN DEN MITGLIEDSTAATEN UND MIT 
DER KOMMISSION 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) auf dauerhafter Basis einschlägige Sprachkurse, Informatikkurse und sonstige Schulungen durchzuführen und die 
bestehenden Netzwerke sowie die geltenden Datenschutzvorschriften besser bekannt zu machen, um sicherzustel­
len, dass die gemeinschaftlichen Netzwerke (z. B. das Binnenmarktinformationssystem (IMI), RAPEX, RASFF oder 
das Netzwerk für die Zusammenarbeit im Verbraucherschutz) auf nationaler Ebene voll funktionsfähig sind;
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b) zwischen den nationalen Verwaltungen einen Austausch von für Binnenmarktfragen zuständigen Beamten zu 
organisieren, z. B. im Rahmen bestehender Netzwerke; 

c) dafür zu sorgen, dass die aktive Zusammenarbeit zwischen den für Binnenmarktfragen in den einzelnen Mitglied­
staaten zuständigen Behörden zu einem festen Bestandteil der nationalen Verwaltungskultur wird; 

d) organisatorische Maßnahmen zu treffen, um sicherzustellen, dass die Mitgliedstaaten in der Lage sind, Informati­
onsanfragen der Kommission zur Anwendung der Binnenmarktvorschriften auf nationaler Ebene, insbesondere im 
Kontext des EU-Pilotprojekts ( 1 ) und der Vertragsverletzungsverfahren, umgehend zu beantworten. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Zusammenarbeit zwischen 
nationalen Behörden 

— Es besteht eine enge Zusammenarbeit zwischen den nordischen und den bal­
tischen Staaten bei der Marktüberwachung, der Umsetzung der Richtlinie 2006/ 
123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 
über Dienstleistungen im Binnenmarkt ( 1 ) sowie in anderen Binnenmarktfragen. 

— Es besteht eine Zusammenarbeit zwischen nationalen Behörden in den Berei­
chen öffentliches Auftragswesen (z. B. im Rahmen des Netzwerks für das 
öffentliche Auftragswesen) und Marktüberwachung. Die für die Marktüber­
wachung im Bereich der Sicherheit von Konsumgütern (Non-Food-Produkte) 
zuständigen nationalen Stellen arbeiten eng im Rahmen des PROSAFE-Netz­
werks zusammen. Das ICSMS-System erleichtert die Marktüberwachung bei 
technischen Produkten. 

Verwaltungsaustausch — Die nationalen Wettbewerbsbehörden nehmen an einem Austausch nationaler 
Beamter im Rahmen des Europäischen Wettbewerbsnetzes teil. 

— Mehrere für die Marktüberwachung und für die Durchsetzung von Verbraucher­
schutzgesetzen zuständige nationale Behörden nehmen an einem Beamtenaus­
tausch im Rahmen des gemäß der Richtlinie 2001/95/EG des Europäischen 
Parlaments und des Rates ( 2 ) und der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 des 
Europäischen Parlaments und des Rates ( 3 ) eingerichteten Netzwerks zur Ver­
brauchersicherheit teil. 

Unterstützung durch Bereit­
stellung finanzieller und per­
soneller Ressourcen 

— Es wurden eigens Teams für den Aufbau des Binnenmarktinformationssystems 
(IMI) eingesetzt und mit ausreichenden personellen und finanziellen Ressourcen 
für die landesweite Implementierung des IMI ausgestattet. 

Aus- und Fortbildung — Vertreter der nationalen Behörden bilden, nachdem sie selbst von der Kommis­
sion geschult wurden, andere Mitglieder des IMI-Netzwerks auf nationaler Ebene 
aus. Dieses System funktioniert am besten, wenn die Ausbildungsfunktion Be­
standteil der Stellenbeschreibung der betreffenden Beamten ist. 

( 1 ) ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36. 
( 2 ) ABl. L 11 vom 15.1.2002, S. 4. 
( 3 ) ABl. L 364 vom 9.12.2004, S. 1. 

3. MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER UMSETZUNG DER BINNENMARKTVORSCHRIFTEN 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) die Umsetzung, Anwendung und Durchsetzung der Binnenmarktrichtlinien auf nationaler Ebene frühzeitig und 
effektiv vorzubereiten; 

b) sicherzustellen, dass alle betroffenen Beamten eng zusammenarbeiten, und es zu ermöglichen, dass die für die 
Umsetzung und Anwendung einer Richtlinie auf nationaler Ebene zuständigen Beamten auch in die Verhandlungen 
über die betreffende Richtlinie einbezogen werden; 

c) die Zusammenarbeit zwischen den nationalen Verwaltungen und den nationalen, regionalen und nachgeordneten 
Volksvertretungen sowie den an der Umsetzung beteiligten regionalen und lokalen Gebietsköperschafen zu ver­
bessern und ihnen bei Bedarf sämtliche relevanten Informationen über Verhandlungen und Umsetzungsprozess zur 
Verfügung zu stellen;
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d) die Stakeholder — soweit sinnvoll — während des Umsetzungsprozesses über den Binnenmarkt betreffende 
Legislativvorschläge zu informieren, die für Unternehmen und Bürger von Interesse sein könnten; 

e) dafür zu sorgen, dass keine zusätzlichen Bestimmungen vorgesehen werden, die für die Umsetzung einer Richtlinie 
nicht erforderlich sind ( 1 ); 

f) den Dialog mit der Kommission über die Umsetzung der Binnenmarktrichtlinien zu fördern unter Nutzung 
verschiedenster Instrumente, wie etwa Entsprechungstabellen, mit dem Ziel, Transparenz und Benutzerfreundlich­
keit der nationalen Rechtsvorschriften zu erhöhen. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Frühzeitige Vorbereitung — Bei Vorlage eines Richtlinienvorschlags durch die Kommission werden nationale 
Folgenabschätzungen erstellt. Diese umfassen eine detaillierte Analyse der Aus­
wirkungen für den betreffenden Mitgliedstaat und zeigen die potenziellen Aus­
wirkungen der Umsetzung bzw. Anwendung auf. Die Folgenabschätzungen wer­
den während des gesamten Umsetzungsprozesses regelmäßig aktualisiert. 

Kontinuität — Es wird eine enge Zusammenarbeit zwischen den an der Aushandlung, Umset­
zung und Durchsetzung von Richtlinien beteiligten Beamten sichergestellt. Die 
Notwendigkeit einer derartigen Kontinuität wird in nationalen Umsetzungsleit­
linien verdeutlicht. 

Zusammenarbeit mit den Par­
lamenten 

— Den nationalen Parlamenten werden frühzeitig und regelmäßig Informationen 
über die Entwicklungen bezüglich der Umsetzung von Gemeinschaftsrichtlinien 
übermittelt, unter anderem in Form eines vierteljährlichen Umsetzungsanzeigers. 

Zusammenarbeit mit regiona­
len und lokalen Gebietskör­
perschaften 

— Beamte regionaler oder nachgeordneter Stellen werden in die Arbeiten intermi­
nisterieller Gruppen für die Koordinierung der Umsetzung einbezogen. 

— Es werden Schulungsveranstaltungen und Konferenzen zum Umsetzungsprozess 
für alle Ebenen der öffentlichen Verwaltung und für nichtstaatliche Organisatio­
nen durchgeführt. 

Kommunikation mit den Sta­
keholdern 

— Die Öffentlichkeit hat über das Internet Zugang zu einer Umsetzungsdatenbank 
in vereinfachter Form. Informationen über die Umsetzungsfortschritte werden 
auf den Websites der Ministerien verfügbar gemacht, und im Internet wird eine 
Liste der nicht fristgerecht umgesetzten Richtlinien veröffentlicht. 

— Die nationalen Behörden sind verpflichtet, spätestens zwölf Wochen vor Inkraft­
treten neuer Umsetzungsvorschriften einschlägige Informationen für die Bürger 
bereitzustellen. 

Vermeidung unnötiger zu­
sätzlicher 

— Es bestehen spezielle Risikomanagement- und Risikokontrollverfahren, die ge­
währleisten, dass bei der Umsetzung von Richtlinien keine offenkundig unnöti­
gen zusätzlichen Maßnahmen getroffen werden. Beispielsweise nimmt ein eigens 
für diesen Zweck eingesetzter Regierungsausschuss eine systematische Kontrolle 
nationaler Umsetzungsentwürfe vor, die über die Richtlinienanforderungen hi­
nausgehen. 

Entsprechungstabellen — Für Informations- und Prüfzwecke werden Entsprechungstabellen erstellt. 

4. MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER ÜBERWACHUNG VON MÄRKTEN UND SEKTOREN MIT DEM ZIEL, 
EIN ETWAGIES MARKTVERSAGEN FESTZUSTELLEN 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) qualitative und quantitative Informationen über überwachte Märkte und Sektoren zu sammeln, die beispielsweise 
aus von Wissenschaftlern, Beratungsunternehmen oder Stakeholdern durchgeführten Marktanalysen oder aus 
Datenerhebungen der nationalen statistischen Ämter oder Beschwerdestellen stammen; 

b) lokale Informationsquellen zu ermitteln und die Einbindung lokaler Stakeholder in den Marktüberwachungsprozess 
zu fördern, z. B. durch Konsultationen auf lokaler Ebene oder durch Zusammenkünfte von Kommissionsvertretern 
mit wichtigen lokalen Stakeholdern; 

c) sich an den Überwachungsarbeiten zu spezifischen Aspekten zu beteiligen, wie etwa an Wettbewerbsanalysen, 
ordnungspolitischen Bewertungen oder Datensammlungen zum Funktionieren der Verbrauchermärkte (z. B. durch 
regelmäßige Erhebung der Durchschnittspreise vergleichbarer Konsumgüter und Dienstleistungen, Klassifikation 
von Verbraucherbeschwerden und Entwicklung geeigneter Indikatoren zur Messung der Qualität der Durchset­
zungsmechanismen).
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Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Sammlung von Informationen — Die Mitgliedstaaten stellen der Kommission Informationen über die überwachten 
Märkte und Sektoren zur Verfügung (z. B. im Kontext der Marktüberwachung 
im Einzelhandel). 

Spezifische Aspekte der Über­
wachung 

— Die Überwachung erfolgt auch aus der Verbraucherperspektive (z. B. jährliche 
Veröffentlichung eines Indexes der Verbrauchersituation, wobei 57 Märkte in 
einem Rating einander gegenübergestellt werden — eine Methode, die von 
anderen Mitgliedstaaten übernommen wurde) oder aus der Wettbewerbsperspek­
tive (z. B. Monitoring eines nationalen Einzelhandelssektors unter Wettbewerbs­
gesichtspunkten). 

Überwachung auf nationaler 
Ebene 

— Im Rahmen einer Pilotmaßnahme wurde in enger Zusammenarbeit mit der 
Kommission ein Screening durchgeführt, um festzustellen, ob die Kommissions­
methodik auch auf Länderebene angewandt werden kann, und um Orientierun­
gen für eingehendere Analysen in den Mitgliedstaaten vorzugeben. 

5. MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER ANWENDUNG DER BINNENMARKTVORSCHRIFTEN 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen, deren Adressaten die für die Anwendung 
der Binnenmarktvorschriften zuständigen Beamten sind: 

a) bei Dienstantritt Schulungsmaßnahmen zum Gemeinschaftsrecht im Allgemeinen und zu den Binnenmarktvor­
schriften im Besonderen vorzusehen; 

b) Programme für ein kontinuierliches „Training on the Job“ in Fragen des Gemeinschaftsrechts im Allgemeinen und 
der Binnenmarktvorschriften im Besonderen einzuführen; 

c) eine praktische Unterweisung und Beratung zu den Binnenmarktvorschriften und ihrer Anwendung vorzusehen. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Aus- und Fortbildung — Für Beamte werden obligatorische Schulungen zum Gemeinschaftsrecht organi­
siert, beispielsweise als integraler Bestandteil der Vorbereitung auf eine Laufbahn 
in der öffentlichen Verwaltung. Es werden Pflichtseminare zu Fragen der öffent­
lichen Verwaltung, einschließlich einer Einführung in Fragen des Gemeinschafts­
rechts, veranstaltet. 

Kontinuierliches „Training on 
the Job“ 

— Es werden Schulungen in Form von Online-Modulen zu Gemeinschafts- und 
Binnenmarktthemen angeboten. Es werden regelmäßig erscheinende Newsletters 
erstellt. Innerhalb der nationalen Verwaltung werden Konferenzen oder regel­
mäßige Schulungsveranstaltungen abgehalten. 

— Es werden spezielle Binnenmarkt-Fortbildungsprogramme für Beamte angeboten. 

Praktische Unterweisung und 
Beratung 

— Ein spezieller Binnenmarkt-Leitfaden ermöglicht es den nationalen Beamten, ihre 
Kenntnisse und Qualifikationen zu verbessern. Außerdem werden detaillierte 
Leitlinien zur gegenseitigen Anerkennung — als Folgemaßnahme zur Ver­
abschiedung des „Goods Package“ — ausgearbeitet. 

— Es wurde ein spezieller Helpdesk eingerichtet, der binnenmarktbezogene Anfra­
gen von Beamten bearbeitet. 

— Auf den Websites der nationalen Ministerien werden in Form erläuternder Hin­
weise zum besseren Verständnis und zur Auslegung von Rechtsakten spezifische 
Informationen zu deren Anwendung veröffentlicht. 

Ausbildung und Prüfungen zu 
Gemeinschaftsrecht und Bin­
nenmarktvorschriften 

— Das Gemeinschaftsrecht ist obligatorischer Teil der Juristenausbildung. 
— Vor Antritt einer Stelle in der öffentlichen Verwaltung müssen Beamte eine 

Prüfung ablegen, die unter anderem Gemeinschaftsrecht und Binnenmarktvor­
schriften zum Gegenstand hat. 

6. MASSNAHMEN ZUR VERBESSERUNG DER DURCHSETZUNG DER BINNENMARKTSVORSCHRIFTEN UND ZUR 
STÄRKUNG DER PROBLEMLÖSUNGSMECHANISMEN 

1. Außergerichtliche Problemlösungsmechanismen 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) dafür zu sorgen, dass für Bürger und Unternehmen transparente, einfache und kostengünstige Verfahren für eine 
alternative Streitbeilegung (ADR) bestehen; 

b) sich an Problemlösungsmechanismen auf Gemeinschaftsebene, wie SOLVIT und dem EU-Pilotprojekt, zu beteiligen 
und einen aktiven Beitrag zu deren Funktionieren und Weiterentwicklung zu leisten, insbesondere durch Bereit­
stellung ausreichender Ressourcen;
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c) Bürgern und Unternehmen auf Websites zu Binnenmarktthemen ausreichende Informationen über bestehende 
Problemlösungsmechanismen auf nationaler und auf Gemeinschaftsebene zur Verfügung zu stellen; 

d) die Ursachen der Probleme in Angriff zu nehmen, die eine Inanspruchnahme der Problemlösungsmechanismen 
erforderlich machen. 

2. Nationale Justiz 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) Richtern bei Dienstantritt eine Grundausbildung zum Gemeinschaftsrecht im Allgemeinen und zu den Binnen­
marktvorschriften im Besonderen zu vermitteln und Programme für ein kontinuierliches „Training on the Job“ 
anzubieten, unter anderem über das European Judicial Training Network (Europäisches Netzwerk für die Fort­
bildung von Richtern und Staatsanwälten) ( 1 ), das den Austausch von Richtern organisiert und finanziert; 

b) für einen leichten Zugang zu umfassenden, aktuellen Informationen über binnenmarktrelevante Rechtsvorschriften 
und die einschlägige Rechtsprechung des Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften zu sorgen, unter anderem 
über das künftige e-Justiz-Portal ( 2 ) der Gemeinschaft, das als zentrale (elektronische) Anlaufstelle für Informationen 
über die Justizsysteme in Europa und für den Zugang zu europäischen Verfahren dienen wird; 

c) die nationalen Gerichte dazu anzuhalten, Informationen über wichtige nationale Urteile im Bereich Binnenmarkt 
zu sammeln und verfügbar zu machen, insbesondere nationale Urteile, die sich auf Vorabentscheidungen des 
Gerichtshofs der Europäischen Gemeinschaften stützen. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

ADR-Mechanismen — Es wurde ein Netz kleinerer, für kleinere Streitigkeiten zuständiger Zivilgerichte 
geschaffen, das eine raschere, effizientere und kostengünstigere Streitbeilegung 
ermöglichen soll. Dabei kommen sowohl gerichtliche als auch außergerichtliche 
Verfahren in Betracht. 

Beteiligung an gemeinschaftli­
chen ADR-Mechanismen 

— Hat eine zuständige nationale Behörde nicht in zufrieden stellender Weise ko­
operiert, befassen die SOLVIT-Zentren — im Bemühen um eine Lösung — in 
zweiter Instanz eine höhere Verwaltungsebene mit den betreffenden Fällen. 

Information über ADR-Me­
chanismen 

— Die Inanspruchnahme von SOLVIT wird durch eine engere Zusammenarbeit mit 
den Stakeholder-Gruppen und durch die Versendung von Informationsblättern 
an die betreffenden Gruppen gefördert. 

Aus- und Fortbildung — Das Justizministerium organisiert spezielle Fortbildungslehrgänge für Richter 
zum Thema Binnenmarktvorschriften. 

— Die Teilnahme an Fortbildungsprogrammen zum Gemeinschaftsrecht ist für 
angehende Richter obligatorisch. 

Leichter Zugang zu Informa­
tionen 

— Von einer speziell für Binnenmarktvorschriften zuständigen Stelle in einem 
nationalen Ministerium werden Zusammenfassungen der einschlägigen gemein­
schaftlichen Rechtsprechung erstellt und für Angehörige des Justizwesens ver­
fügbar gemacht. 

— Zusammenfassungen wichtiger Urteile werden in einem entsprechenden Bulletin 
veröffentlicht. 

Weitergabe von Informatio­
nen zu wichtigen nationalen 
Urteilen zur Anwendung der 
Binnenmarktvorschriften 

— Die nationalen Gerichte sind verpflichtet, über das Gemeinschaftsrecht betref­
fende wichtige Urteile und Vorabentscheidungen zu informieren. Die entspre­
chenden Texte werden in einem Newsletter veröffentlicht. 

7. MASSNAHMEN ZUR FÖRDERUNG EINER REGELMÄSSIGEN BEWERTUNG DER NATIONALEN RECHTSVOR­
SCHRIFTEN 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) einen systematischen Ansatz für die Überwachung und Bewertung der nationalen Rechtsvorschriften zur Umset­
zung der Binnenmarktvorschriften zu entwickeln mit dem Ziel, etwaige Unstimmigkeiten in der Anwendung 
aufzudecken, unter anderem durch Konsultationen mit den Stakeholdern, Feedback im Rahmen der bestehenden 
Problemlösungsmechanismen usw.; 

b) soweit möglich, die bestehenden nationalen Vorschriften und Verwaltungspraktiken zu überprüfen, etwaige Be­
stimmungen zu ermitteln, die Bürger und Unternehmen daran hindern könnten, die sich mit dem Binnenmarkt 
bietenden Chancen in vollem Umfang zu nutzen, und den nationalen Rechtsrahmen, soweit erforderlich, anzu­
passen;
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c) organisatorische Maßnahmen zu treffen, die eine genaue Verfolgung der Rechtsprechung des Gerichtshofs der 
Europäischen Gemeinschaften gewährleisten, und in diesem Kontext regelmäßig zu bewerten, ob die nationalen 
Rechtsvorschriften und Verwaltungspraktiken mit den Binnenmarktvorschriften vereinbar sind. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Bewertung der Umsetzung — Zur Überwachung der Umsetzung der Binnenmarktrichtlinien sind Ex-post-Fol­
genabschätzungsberichte und Audits geplant. 

— Es wird ein systematischer Konsultationsprozess mit den Stakeholdern einge­
führt, in dessen Rahmen erörtert wird, wie (und ob) der jeweils analysierte 
Komplex von Binnenmarktvorschriften umgesetzt wird und wie sich dies für 
Unternehmen und Bürger auswirkt. 

Überprüfung der nationalen 
Vorschriften und Verfahren 

— Es werden umfassende Überprüfungen der nationalen Rechtsvorschriften im 
Bereich des freien Waren- und Dienstleistungsverkehrs vorgenommen. 

Prüfung der Auswirkungen 
der Vorabentscheidungen des 
Gerichtshofs 

— Die nationalen Behörden analysieren systematisch, ob neuere Gerichtshofsurteile 
eine Änderung nationaler Rechtsvorschriften erforderlich machen. 

8. MASSNAHMEN ZUR BESSEREN AUFKLÄRUNG DER BÜRGER UND UNTERNEHMEN ÜBER IHRE RECHTE IM 
BINNENMARKT 

Die Mitgliedstaaten werden aufgefordert, folgende Maßnahmen zu treffen: 

a) die gemeinschaftlichen Informationsdienste ( 1 ) besser bekannt zu machen und ihre Inanspruchnahme zu fördern, 
sowohl innerhalb der nationalen Verwaltung als auch darüber hinaus auf nationaler, regionaler und lokaler Ebene, 
im Einklang mit den Arbeiten der Kommission, insbesondere im Bereich der Binnenmarkt-Unterstützungsdienste 
(SMAS); 

b) eine bessere Koordinierung zwischen den für die gemeinschaftlichen Informationsdienste zuständigen nationalen 
Kontaktstellen zu gewährleisten; 

c) praktische Informationen über Rechte und Pflichten im Binnenmarkt in anderen Sprachen verfügbar und über eine 
Internetseite leicht zugänglich zu machen und alle einschlägigen nationalen und gemeinschaftlichen Portale mit 
binnenmarktbezogenen Informationen durch deutlich sichtbare Querverweise miteinander zu verknüpfen, ins­
besondere über das Portal „Europa für Sie“; 

d) Informationskampagnen- und -programme zu Nutzen und Chancen des Binnenmarktes durchzuführen. 

Einschlägige Praktiken der Mitgliedstaaten 

Förderung der gemeinschaftli­
chen Informationsdienste 

— Den am stärksten betroffenen Stakeholder-Gruppen werden über Internet, Bro­
schüren, Faltblätter, Seminare und Sensibilisierungskampagnen gezielte Informa­
tionen zur Verfügung gestellt. 

Koordinierung der gemein­
schaftlichen Informations­
dienste auf nationaler Ebene 

— Im Rahmen einer Koordinierungsgruppe kommen Vertreter von Europe Direct, 
Enterprise Europe Network, Eurojus, der Europäischen Verbraucherzentren (EVZ- 
Netz) und der FIN-NET-Kontaktstellen zusammen. 

Leicht zugängliche Informa­
tionen 

— Auf horizontalen e-Government-Portalen, nationalen Websites zu Gemein­
schaftsthemen und spezifischen Websites für Bürger und Unternehmen wird 
eine Fülle binnenmarktbezogener Informationen und Hinweise für ausländische 
Staatsangehörige und Unternehmen sowie für Inländer, die ins Ausland gehen 
möchten, bereitgestellt. 

— Es soll eine nationale Online-Informationsressource zum Binnenmarkt aufgebaut 
werden. Sie soll von einer Behörde eingerichtet und von allen anderen betei­
ligten Stellen gepflegt werden. 

Informationskampagnen — Es wird ein Informationsprogramm zum Binnenmarkt ausgearbeitet, in dessen 
Rahmen die Bereitstellung von Informationsmaterialien, die Durchführung von 
Schulungen sowie öffentliche Vorträge geplant sind, um Bürger und Unterneh­
men über die sich mit dem Binnenmarkt bietenden Chancen aufzuklären.
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